
Stellungnahme des Beauftragten der Bundesregierung  

für die Belange von Menschen mit Behinderungen  

zur 5. Sitzung der AG Mitreden - Mitgestalten  

am 17. und 18. September 2019 

Zu TOP 2 der Sitzung nimmt der Beauftragte wie folgt Stellung:  

Kinder und Jugendliche mit Behinderungen sind zuallererst Kinder und Jugendliche. 

Daher muss die „Inklusive Lösung“ entsprechend der Option 2 des Arbeitspapiers 

endlich umgesetzt werden. Eine Bereinigung von Schnittstellen (Option 1) wird als 

nicht ausreichend erachtet. Denn nur durch die Inklusive Lösung können die 

Ungleichbehandlung von Kindern und Jugendlichen mit und ohne Behinderung sowie 

Ungleichbehandlung und Abgrenzungsprobleme abhängig von der Art der 

Behinderung beendet werden. 

Was die Ausgestaltung der Inklusiven Lösung anbelangt, votiert der Beauftragte für 

folgende Vorschläge: 

a. Ausgestaltung der Anspruchsgrundlagen im SGB VIII: Vorschlag 2, 

alternativ Vorschlag 3 (je nach Ausgestaltung). 

b. Wesentlichkeit als Anspruchsvoraussetzung: Vorschlag 1.  

c. Anspruchsinhaber: Vorschlag 3. 

d. Leistungskatalog: Vorschlag 3. 

e. Persönliches Budget: Entscheidend ist, dass das Persönliches Budget 

erhalten bleibt und keine Verschlechterung eintritt. Unter dieser 

Voraussetzung sind beide Vorschläge akzeptabel. 

h. Wunsch- und Wahlrecht: Vorschlag 1. 

i. Früherkennung und Frühförderung: Vorschlag 1. 

j. Übergang in die Eingliederungshilfe: Vorschlag 3 und 4. 

l. Kostenheranziehung: Vorschlag 4. (keine Kostenheranziehung) 

m. Gerichtsbarkeit: Vorschlag 2. (Sozialgerichtsbarkeit) 

n. Umsetzung: Vorschlag 1. (Umsetzung innerhalb von 5 Jahren) 



Der Beauftragte appelliert an alle Verantwortlichen, die Inklusive Lösung zügig 

umzusetzen. Im 10. Jahr der UN-Behindertenrechtskonvention (UN-BRK) muss 

entsprechend Artikel 5 und 7 UN-BRK endlich gewährleistet sein, dass Kinder und 

Jugendliche mit Behinderungen vom Gesetz gleich behandelt werden wie alle 

anderen jungen Menschen. Die Inklusive Lösung ist daher ein wichtiger Schritt hin zu 

einer inklusiven Gesellschaft. 




